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Gesetzliche Grundlagen und allgemeine Pflichten, die auch Sie persönlich betreffen 

 
Erreichbarkeit zur beruflichen Eingliederung: 
Sie müssen sicherstellen, dass Sie persönlich an jedem Werktag unter Ihrer bekannten Anschrift durch Briefpost 
erreicht werden können, so dass Sie unverzüglich eine Arbeit annehmen, ein Vorstellungsgespräch vereinbaren oder 
einen Termin bei der MaßArbeit kAöR wahrnehmen können. Sie dürfen sich vorübergehend außerhalb Ihrer Woh-
nung an Orten im Nahbereich aufhalten, wenn Sie die Adresse vorher mitteilen und von dort aus unverzüglich jedes 
Angebot wahrnehmen können. Wenn Sie sich ohne Zustimmung des Vermittlers außerhalb des in der Erreichbar-
keits-Anordnung definierten zeit- und ortsnahen Bereiches aufhalten, erhalten Sie gem. § 7 Abs. 4a SGB II keine 
Leistungen nach dem SGB II. Mit vorheriger Zustimmung kann der Leistungsberechtigte drei Wochen im Kalender-
jahr ortsabwesend sein. Die Zustimmung wird jedoch nur erteilt, wenn die Ortsabwesenheit die berufliche Eingliede-
rung nicht beeinträchtigt.  

 

Insbesondere wird auf § 7 Abs. 4a SGB II hingewiesen:  

(4a) Leistungen nach diesem Buch erhält nicht, wer sich ohne Zustimmung des kommunalen Arbeitsvermittlers au-
ßerhalb des in der Erreichbarkeits-Anordnung vom 23. Oktober 1997 (ANBA 1997, 1685), geändert durch die Anord-
nung vom 16. November 2001 (ANBA 2001, 1476), definierten zeit- und ortsnahen Bereiches aufhält; die übrigen 
Bestimmungen dieser Anordnung gelten entsprechend. 

 
Auf folgende Vorschriften wird außerdem ausdrücklich hingewiesen: 
 
§ 15 Eingliederungsvereinbarung 

(1) Die Agentur für Arbeit soll unverzüglich zusammen mit jeder erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person die für 
die Eingliederung erforderlichen persönlichen Merkmale, berufliche Fähigkeiten und die Eignung feststellen (Potenzi-
alanalyse). Die Feststellungen erstrecken sich auch darauf, ob und durch welche Umstände die berufliche Eingliede-
rung voraussichtlich erschwert sein wird. Tatsachen, über die die Agentur für Arbeit nach § 9a Satz 2 Nummer 2 des 
Dritten Buches unterrichtet wird, müssen von ihr nicht erneut festgestellt werden, es sei denn, es liegen Anhaltspunk-
te dafür vor, dass sich eingliederungsrelevante Veränderungen ergeben haben. 
 
(2) Die Agentur für Arbeit soll im Einvernehmen mit dem kommunalen Träger mit jeder erwerbsfähigen leistungsbe-
rechtigten Person unter Berücksichtigung der Feststellungen nach Absatz 1 die für ihre Eingliederung erforderlichen 
Leistungen vereinbaren (Eingliederungsvereinbarung). In der Eingliederungsvereinbarung soll bestimmt werden, 
 
 1.  welche Leistungen zur Eingliederung in Ausbildung oder Arbeit nach diesem Abschnitt die leistungsberechtigte 
Person erhält,  
 2.  welche Bemühungen erwerbsfähige Leistungsberechtigte in welcher Häufigkeit zur Eingliederung in Arbeit min-
destens unternehmen sollen und in welcher Form diese Bemühungen nachzuweisen sind,  
 3.  wie Leistungen anderer Leistungsträger in den Eingliederungsprozess einbezogen werden.  
 
Die Eingliederungsvereinbarung kann insbesondere bestimmen, in welche Tätigkeiten oder Tätigkeitsbereiche die 
leistungsberechtigte Person vermittelt werden soll. 
 
(3) Die Eingliederungsvereinbarung soll regelmäßig, spätestens jedoch nach Ablauf von sechs Monaten, gemeinsam 
überprüft und fortgeschrieben werden. Bei jeder folgenden Eingliederungsvereinbarung sind die bisher gewonnenen 
Erfahrungen zu berücksichtigen. Soweit eine Vereinbarung nach Absatz 2 nicht zustande kommt, sollen die Rege-
lungen durch Verwaltungsakt getroffen werden. 
 
(4) In der Eingliederungsvereinbarung kann auch vereinbart werden, welche Leistungen die Personen erhalten, die 
mit der oder dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Diese Personen sind 
hierbei zu beteiligen. 
 
 
 
§ 31 Pflichtverletzungen 

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte verletzen ihre Pflichten, wenn sie trotz schriftlicher Belehrung über die 
Rechtsfolgen oder deren Kenntnis 
 
 1.  sich weigern, in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem diese ersetzenden Verwaltungsakt nach § 15 Ab-
satz 3 Satz 3 festgelegte Pflichten zu erfüllen, insbesondere in ausreichendem Umfang Eigenbemühungen nachzu-
weisen,  
 2.  sich weigern, eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit nach § 16d oder ein nach § 16e gefördertes 
Arbeitsverhältnis aufzunehmen, fortzuführen oder deren Anbahnung durch ihr Verhalten verhindern,  
 3.  eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten, abbrechen oder Anlass für den Abbruch 
gegeben haben.  
 
Dies gilt nicht, wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund für ihr Verhalten darlegen und nach-
weisen. 
 
(2) Eine Pflichtverletzung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten ist auch anzunehmen, wenn 
 
 1.  sie nach Vollendung des 18. Lebensjahres ihr Einkommen oder Vermögen in der Absicht vermindert haben, die 
Voraussetzungen für die Gewährung oder Erhöhung des Arbeitslosengeldes II herbeizuführen,  
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 2.  sie trotz Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis ihr unwirtschaftliches Verhalten fortsetzen,  
 3.  ihr Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht oder erloschen ist, weil die Agentur für Arbeit das Eintreten einer Sperrzeit 
oder das Erlöschen des Anspruchs nach den Vorschriften des Dritten Buches festgestellt hat, oder  
 4.  sie die im Dritten Buch genannten Voraussetzungen für das Eintreten einer Sperrzeit erfüllen, die das Ruhen 
oder Erlöschen eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld begründen. 
 
 
§§ 31 bis 31b SGB II: Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen  

Am 5. November 2019 hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) über die Verfassungsmäßigkeit der Leistungs-
minderungen im SGB II entschieden und eine Übergangsregelung getroffen. Die Entscheidung des BVerfG ist bin-
dend und hat gemäß § 31 Absatz 2 BVerfGG Gesetzeskraft. Bis zu einer gesetzlichen Neuregelung wird das Über-
gangsrecht umgesetzt.  
 
Es gilt nun Folgendes:  
Die §§ 31 bis 31b Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) sehen bei Verstößen gegen die in der Eingliederungsver-
einbarung festgelegten Pflichten Leistungsminderungen vor. Das Arbeitslosengeld II kann danach – auch mehrfach 
nacheinander – gemindert werden. Wenn Sie gegen die mit Ihnen vereinbarten, vorgenannten Pflichten oder Einglie-
derungsbemühungen verstoßen, wird das Ihnen zustehende Arbeitslosengeld II um einen Betrag in Höhe von 30 
Prozent des für Sie maßgebenden Regelbedarfes zur Sicherung des Lebensunterhalts nach § 20 SGB II gemindert, 
wobei die Leistungen für Unterkunft und Heizung von der Minderung nicht erfasst werden.  
 
Die Minderung dauert grundsätzlich drei Monate (Sanktionszeitraum) und beginnt mit dem Kalendermonat nach 
Zugang des Sanktionsbescheides. Während dieser Zeit besteht kein Anspruch auf ergänzende Hilfen nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (Sozialhilfe).  
 
 
Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn Sie für Ihr Verhalten einen wichtigen Grund darlegen und nachweisen. 
Folglich tritt keine Leistungsminderung ein. Ein nach Ihrer Auffassung wichtiger Grund, der jedoch nach objektiven 
Maßstäben nicht als solcher anerkannt werden kann, verhindert nicht den Eintritt der Leistungsminderung. Eine Leis-
tungsminderung soll nicht erfolgen, wenn diese zu einer außergewöhnlichen Härte führen würde.  
Erklären Sie sich nachträglich bereit, Ihren Pflichten nachzukommen oder künftig ordnungsgemäß mitzuwirken, kann 
unter Berücksichtigung aller Umstände der Zeitraum der Minderung begrenzt werden und zwar unabhängig davon, 
ob Sie älter oder jünger als 25 Jahre alt sind.  
 
Wichtige Hinweise:  
Sanktionszeiträume aufgrund der Verletzung von Meldepflichten und Verstößen gegen vereinbarte Eingliederungs-
bemühungen können sich überschneiden. Die Minderung ist jedoch auch in den Überschneidungsmonaten der Höhe 
nach auf insgesamt 30 Prozent des maßgeblichen Regelbedarfes begrenzt. Die Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung werden nicht gemindert.  
Den vereinbarten Eingliederungsbemühungen müssen Sie auch während eines Sanktionszeitraumes nachkommen. 
Auch die Verpflichtung, sich bei der im Briefkopf genannten Stelle persönlich zu melden oder auf Aufforderung, zu 
einer ärztlichen oder psychologischen Untersuchung zu erscheinen, bleibt während des Sanktionszeitraumes beste-
hen. Die maßgeblichen gesetzlichen Vorschriften können Sie bei Ihrer persönlichen Ansprechpartnerin bzw. bzw. 
Ihrem persönlichen Ansprechpartner bei der MaßArbeit kAöR Jobcenter Landkreis Osnabrück erfragen oder unter 
www.gesetze-im-internet.de einsehen.  
 
 
§ 31b Beginn und Dauer der Minderung  

§31b Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit dem Urteil des BVerfG vom 05.11.2019 bestimmt die Dauer der in §31a 
geregelten Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen. 
(1) Der Auszahlungsanspruch mindert sich mit Beginn des Kalendermonats, der auf das Wirksamwerden des Verwal-
tungsaktes folgt, der die Pflichtverletzung und den Umfang der Minderung der Leistung feststellt. In den Fällen des § 
31 Absatz 2 Nummer 3 tritt die Minderung mit Beginn der Sperrzeit oder mit dem Erlöschen des Anspruchs nach dem 
Dritten Buch ein. Der Minderungszeitraum beträgt drei Monate. Die Dauer der Minderung knüpft an die Eigenverant-
wortung der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten an. Sofern der Leistungsberechtigte seine Mitwirkungspflicht 
nachträglich erfüllt oder sich ernsthaft und nachhaltig hierzu bereit erklärt, können die Leistungen des Jobcenters 
unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls wieder in vollem Umfang erbracht werden. Ab dem Moment 
der nachgewiesenen Pflichterfüllung bzw. der Bereitschaftserklärung darf die Minderung nicht länger als einen Monat 
andauern.  
Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, kann die Minderung 
des Auszahlungsanspruchs in Höhe der Bedarfe nach den §§ 20 und 21 unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls sofort auf sechs Wochen verkürzt werden. Die Feststellung der Minderung ist nur innerhalb von sechs 
Monaten ab dem Zeitpunkt der Pflichtverletzung zulässig.  
 
(2) Während der Minderung des Auszahlungsanspruchs besteht kein Anspruch auf ergänzende Hilfe zum Lebensun-
terhalt nach den Vorschriften des Zwölften Buches. 
 
§ 32  Meldeversäumnisse  
(1) Kommen Leistungsberechtigte trotz schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis einer Auf-
forderung des zuständigen Trägers, sich bei ihm zu melden oder bei einem ärztlichen oder psychologischen Unter-
suchungstermin zu erscheinen, nicht nach, mindert sich das Arbeitslosengeld II oder das Sozialgeld jeweils um 10 
Prozent des für sie nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs. Dies gilt nicht, wenn Leistungsberechtigte einen wichti-
gen Grund für ihr Verhalten darlegen und nachweisen.  
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(2) Die Minderung nach dieser Vorschrift tritt zu einer Minderung nach § 31a hinzu. § 31a Absatz 3 und § 31b gelten 
entsprechend. 
 
§ 37 Antragserfordernis 

(1) Leistungen nach diesem Buch werden auf Antrag erbracht. Leistungen nach § 24 Absatz 1 und 3 und Leistungen 
für die Bedarfe nach § 28 Absatz 5 sind gesondert zu beantragen. 
 
(2) Leistungen nach diesem Buch werden nicht für Zeiten vor der Antragstellung erbracht. Der Antrag auf Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts wirkt auf den Ersten des Monats zurück. 
 
 
§ 56 SGB II Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei Arbeitsunfähigkeit 

(1) Die Agentur für Arbeit soll erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts beantragt haben oder beziehen, in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem diese ersetzenden Verwal-
tungsakt nach § 15 Absatz 3 Satz 3 verpflichten, 
 
 1.  eine eingetretene Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich anzuzeigen und  
 2.  spätestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung 
über die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer vorzulegen.  
 
§ 31 Absatz 1 findet keine Anwendung. Die Agentur für Arbeit ist berechtigt, die Vorlage der ärztlichen Bescheinigung 
früher zu verlangen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, so ist der Agentur für 
Arbeit eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Die Bescheinigungen müssen einen Vermerk des behandeln-
den Arztes darüber enthalten, dass dem Träger der Krankenversicherung unverzüglich eine Bescheinigung über die 
Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über den Befund und die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit übersandt 
wird. Zweifelt die Agentur für Arbeit an der Arbeitsunfähigkeit der oder des erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, so 
gilt § 275 Abs. 1 Nr. 3b und Abs. 1a des Fünften Buches entsprechend. 
 
(2) Die Bundesagentur erstattet den Krankenkassen die Kosten für die Begutachtung durch den Medizinischen 
Dienst der Krankenversicherung nach Absatz 1 Satz 6. Die Bundesagentur und der Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen vereinbaren das Nähere über das Verfahren und die Höhe der Kostenerstattung; der Medizinische 
Dienst des Spitzenverbands Bund der Krankenkassen ist zu beteiligen. In der Vereinbarung kann auch eine 
pauschale Abgeltung der Kosten geregelt werden. 
 
§ 59 SGB II i. V. m. § 309 SGB III 
Allgemeine Meldepflicht 
(1) Arbeitslose haben sich während der Zeit, für die sie einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erheben, bei der 

Agentur für Arbeit oder einer sonstigen Dienststelle der Bundesagentur persönlich zu melden oder zu einem 
ärztlichen oder psychologischen Untersuchungstermin zu erscheinen, wenn die Agentur für Arbeit sie dazu auf-
fordert (allgemeine Meldepflicht). Die Meldung muss bei der in der Aufforderung zur Meldung bezeichneten 
Stelle erfolgen. Die allgemeine Meldepflicht besteht auch in Zeiten, in denen der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
ruht. 
 

(2) Die Aufforderung zur Meldung kann zum Zwecke der 
1. Berufsberatung, 
2. Vermittlung in Ausbildung oder Arbeit, 
3. Vorbereitung aktiver Arbeitsförderungsleistungen, 
4. Vorbereitung von Entscheidungen im Leistungsverfahren und 
5. Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen für den Leistungsanspruch erfolgen. 
 

(3) Die meldepflichtige Person hat sich zu der von der Agentur für Arbeit bestimmten Zeit zu melden. Ist der Melde-
termin nach Tag und Tageszeit bestimmt, so ist die meldepflichtige Person der allgemeinen Meldepflicht auch 
dann nachgekommen, wenn sie sich zu einer anderen Zeit am selben Tag meldet und der Zweck der Meldung 
erreicht wird. Ist die meldepflichtige Person am Meldetermin arbeitsunfähig, so wirkt die Meldeaufforderung auf 
den ersten Tag der Arbeitsfähigkeit fort, wenn die Agentur für Arbeit dies in der Meldeaufforderung bestimmt. 

  
(4) Die notwendigen Reisekosten, die der meldepflichtigen Person und einer erforderlichen Begleitperson aus An-

lass der Meldung entstehen, können auf Antrag übernommen werden, soweit sie nicht bereits nach anderen 
Vorschriften oder auf Grund anderer Vorschriften dieses Buches übernommen werden können. 

 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Anordnung des Verwaltungsrats der Bundesanstalt für Arbeit zur Pflicht des Arbeitslosen, Vorschlägen des 
Arbeitsamtes zur beruflichen Eingliederung zeit- und ortsnah Folge leisten zu können (Erreichbarkeits-
Anordnung - EAO -) vom 23. Oktober 1997 

(Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit 1997 S. 1685, ber. S. 1100) geändert durch 1. Änderungsanord-
nung zur EAO 
vom 16. November 2001 (ANBA Nr. 12 vom 28. 12. 2001 S. 1476), in Kraft ab 1. 1. 2002 
Aufgrund der §§ 152 Nr. 2, 376 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch erlässt der Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt für Arbeit mit Genehmigung des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung folgende Anord-
nung: 
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§ 1 Grundsatz 

(1) Vorschlägen des Arbeitsamtes zur beruflichen Eingliederung kann zeit- und ortsnah Folge leisten, wer in der Lage 
ist, unverzüglich 
1. Mitteilungen des Arbeitsamtes persönlich zur Kenntnis zu nehmen, 
2. das Arbeitsamt aufzusuchen, 
3. mit einem möglichen Arbeitgeber oder Träger einer beruflichen Eingliederungsmaßnahme in Verbindung zu treten 
und bei Bedarf persönlich mit diesem zusammenzutreffen und 
4. eine vorgeschlagene Arbeit anzunehmen oder an einer beruflichen Eingliederungsmaßnahme teilzunehmen. 
 
Der Arbeitslose hat deshalb sicherzustellen, dass das Arbeitsamt ihn persönlich an jedem Werktag an seinem Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt unter der von ihm benannten Anschrift (Wohnung) durch Briefpost erreichen kann. 
Diese Voraussetzung ist auch erfüllt, wenn der Arbeitslose die an einem Samstag oder an einem Tag vor einem 
gesetzlichen Feiertag eingehende Post erst am folgenden Sonn- bzw. Feiertag zur Kenntnis nehmen kann. 
 
(2) Über Ausnahmen von diesem Grundsatz entscheidet das Arbeitsamt im Rahmen der nachfolgenden Vorschriften. 
Es lässt sich von dem Ziel leiten, den Arbeitslosen beruflich einzugliedern und Leistungsmissbrauch zu vermeiden. 
 
(3) Kann der Arbeitslose Vorschlägen des Arbeitsamtes zur beruflichen Eingliederung wegen der nachgewiesenen 
Wahrnehmung eines Vorstellungs-, Beratungs- oder sonstigen Termins aus Anlass der Arbeitssuche nicht zeit- oder 
ortsnah Folge leisten, steht dies der Verfügbarkeit nicht entgegen. 
 
§ 2 Aufenthalt innerhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs 

Der Arbeitslose kann sich vorübergehend auch von seinem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt entfernen, wenn 
1. er dem Arbeitsamt rechtzeitig seine Anschrift für die Dauer der Abwesenheit mitgeteilt hat, 
2. er auch an seinem vorübergehenden Aufenthaltsort die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 erfüllen kann und 
3. er sich im Nahbereich des Arbeitsamtes aufhält. Zum Nahbereich gehören alle Orte in der Umgebung des Arbeits-
amtes, von denen aus der Arbeitslose erforderlichenfalls in der Lage wäre, das Arbeitsamt täglich ohne unzumutba-
ren Aufwand zu erreichen. 
 
§ 3 Aufenthalt außerhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs 

(1) Erfüllt der Arbeitslose nicht die Voraussetzungen des § 2 Nr. 1 bis 3, steht dies der Verfügbarkeit bis zu drei Wo-
chen im Kalenderjahr nicht entgegen, wenn das Arbeitsamt vorher seine Zustimmung erteilt hat. In den ersten drei 
Monaten der Arbeitslosigkeit soll das Arbeitsamt die Zustimmung nur in begründeten Ausnahmefällen erteilen. Die 
Zustimmung darf jeweils nur erteilt werden, wenn durch die Zeit der Abwesenheit die berufliche Eingliederung nicht 
beeinträchtigt wird. 
 
(2) Abs. 1 ist entsprechend anzuwenden 
1. bei Teilnahme des Arbeitslosen an einer ärztlich verordneten Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Reha-
bilitation, 
2. bei Teilnahme des Arbeitslosen an einer Veranstaltung, die staatspolitischen, kirchlichen oder gewerkschaftlichen 
Zwecken dient oder sonst im öffentlichen Interesse liegt. Der Arbeitslose muss sicherstellen, dass er während der 
Teilnahme werktäglich persönlich unter der dem Arbeitsamt benannten Anschrift durch Briefpost erreichbar ist; er 
muss die Teilnahme jederzeit abbrechen können und sich vor der Teilnahme für den Fall der beruflichen Eingliede-
rung glaubhaft zum jederzeitigen Abbruch bereit erklärt haben, 
3. bei Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit. 
 
(3) In Fällen außergewöhnlicher Härten, die aufgrund unvorhersehbarer und für den Arbeitslosen unvermeidbarer 
Ereignisse entstehen, kann die Drei-Wochenfrist nach Abs. 1 und 2 vom Arbeitsamt tageweise, höchstens um drei 
Tage verlängert werden. 
 
(4) Abs. 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn sich der Arbeitslose zusammenhängend länger als sechs Wochen 
außerhalb des zeit- und ortsnahen Bereiches aufhalten will. 
 
§ 4 Sonderfälle 

In Fällen des § 428 und § 429 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch beträgt die Frist nach § 3 Abs. 1 siebzehn Wo-
chen. In besonderen Fällen kann der Zeitraum nach Satz 1 mit Zustimmung des Arbeitsamtes im notwendigen Um-
fang überschritten werden. Das Arbeitsamt kann den Arbeitslosen aus gegebenem Anlass in der Verlängerungszeit 
vorladen. Der Vorladung ist innerhalb eines Zeitraums von vier Wochen Folge zu leisten. 
 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------ 
 
Fahrtkosten 

Bitte beachten Sie, dass bei der Erstattung von Fahrtkosten - sofern die erforderlichen Voraussetzungen für eine 
Erstattung vorliegen - grds. nur die Kosten berücksichtigt werden, die bei der Benutzung des zweckmäßigsten regel-
mäßig verkehrenden öffentlichen Verkehrsmittels der niedrigsten Klasse zu zahlen sind. Nur wenn öffentliche Ver-
kehrsmittel nicht zweckmäßig oder nicht zumutbar sind, können auch die Kosten für die Benutzung sonstiger Ver-
kehrsmittel (z.B. des eigenen PKW) erstattet werden. Bei der Benutzung sonstiger Verkehrsmittel wird für Fahrtkos-
ten eine Wegstreckenentschädigung in Höhe von 0,20 € je Kilometer zurückgelegter Strecke zugrunde gelegt. Die 
Gründe, die eine Nutzung sonstiger Verkehrsmittel erforderlich machen, sind in diesem Fall von Ihnen darzulegen.  
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Kenntnisnahme der Hinweise „Gesetzliche Grundlagen und allgemeine Pflichten“ 
 
Die Hinweise „Gesetzliche Grundlagen und allgemeine Pflichten“ wurden zur Kenntnis genommen. Der antragsstel-
lenden Person ist bewusst, dass diese sie/ihn unmittelbar und persönlich betreffen. 
 
 
 
 

 


